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Spruch

W191 2284283-1/7E
IM NAMEN DER REPUBLIK

Das Bundesverwaltungsgericht erkennt durch den Richter Dr. Rosenauer als Einzelrichter tber die Beschwerde von
XXXX', geboren am XXXX Staatsangehorigkeit Afghanistan, vertreten durch die BBU GmbH, gegen den Bescheid des
Bundesamtes fir Fremdenwesen und Asyl vom 16.11.2023, Zahl 1320773805-222620325, nach Durchfiihrung einer
mundlichen Verhandlung am 15.04.2024 zu Recht:Das Bundesverwaltungsgericht erkennt durch den Richter Dr.
Rosenauer als Einzelrichter Uber die Beschwerde von romisch 40, geboren am romisch 40 Staatsangehorigkeit
Afghanistan, vertreten durch die BBU GmbH, gegen den Bescheid des Bundesamtes fir Fremdenwesen und Asyl vom
16.11.2023, Zahl 1320773805-222620325, nach Durchfihrung einer mindlichen Verhandlung am 15.04.2024 zu Recht:

A)

l. Der Beschwerde wird stattgegeben und XXXX gemal3 & 3 Abs. 1 Asylgesetz 2005 der Status des Asylberechtigten
zuerkannt. rémisch eins. Der Beschwerde wird stattgegeben und rémisch 40 gemal3 Paragraph 3, Absatz eins,
Asylgesetz 2005 der Status des Asylberechtigten zuerkannt.

Il. Gemal’ 8 3 Abs. 5 Asylgesetz 2005 wird festgestellt, dass XXXX damit kraft Gesetzes die Fluchtlingseigenschaft
zukommt.romisch 1. Gemal} Paragraph 3, Absatz 5, Asylgesetz 2005 wird festgestellt, dass romisch 40 damit kraft
Gesetzes die Fluchtlingseigenschaft zukommt.

B)

Die Revision ist gemald Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassigDie Revision ist gemaR Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht
zulassig.

Text

Entscheidungsgrinde:
1. Verfahrensgang:

1.1. Der Beschwerdefuhrer (in der Folge BF), ein afghanischer Staatsangehoriger, reiste irregular und
schlepperunterstitzt in das Osterreichische Bundesgebiet ein und stellte am 22.08.2022 einen Antrag auf
internationalen Schutz im Sinne des § 2 Abs. 1 Z 13 Asylgesetz 2005 (in der Folge AsylG). 1.1. Der Beschwerdefuhrer (in
der Folge BF), ein afghanischer Staatsangehdriger, reiste irregular und schlepperunterstutzt in das Osterreichische
Bundesgebiet ein und stellte am 22.08.2022 einen Antrag auf internationalen Schutz im Sinne des Paragraph 2, Absatz
eins, Ziffer 13, Asylgesetz 2005 (in der Folge AsylG).

1.2. Am 23.08.2022 fand die Erstbefragung des BF durch Organe des ¢ffentlichen Sicherheitsdienstes, im Beisein eines
Dolmetsch fur die Sprache Paschtu, statt. Der BF gab im Wesentlichen an, aus Afghanistan zu stammen, verheiratet
und Moslem zu sein sowie der Volksgruppe der Paschtunen anzugehdren. Er habe sechs Jahre die Schule besucht und
sei Soldat gewesen. Seine Eltern, drei seiner Brider, seine Schwester, seine Ehefrau und seine drei Kinder wiirden
weiterhin in Afghanistan leben. Ein Bruder lebe in den USA.

Zum Fluchtgrund befragt gab der BF an, dass er in Afghanistan als Soldat tatig gewesen sei. Nach der
Machtubernahme durch die Taliban habe er aus Angst vor diesen seine Heimat verlassen.

1.3. Am 17.10.2023 fand die Einvernahme des BF vor dem Bundesamt fir Fremdenwesen und Asyl (in der Folge BFA),
im Beisein eines Dolmetsch flur die Sprache Paschtu, statt, in deren Rahmen der BF diverse Schriftstiicke, darunter
einen Militarausweis, vorlegte. Der BF bestatigte seine bisherigen Angaben und gab weiters an, dass er im Dorf XXXX,

Distrikt Shigal, Provinz Kunar, geboren und aufgewachsen sei. Er sei sechs Jahre in die Schule gegangen und danach
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zunachst Hilfsarbeiter im Baugewerbe gewesen. Im Jahr 2008 sei er zur Armee gegangen, wo er insgesamt zwolf Jahre
tatig gewesen sei. Zu seiner Familie in Afghanistan habe er regelmaBig Kontakt.1.3. Am 17.10.2023 fand die
Einvernahme des BF vor dem Bundesamt fir Fremdenwesen und Asyl (in der Folge BFA), im Beisein eines Dolmetsch
far die Sprache Paschtu, statt, in deren Rahmen der BF diverse Schriftstlicke, darunter einen Militdrausweis, vorlegte.
Der BF bestatigte seine bisherigen Angaben und gab weiters an, dass er im Dorf romisch 40, Distrikt Shigal, Provinz
Kunar, geboren und aufgewachsen sei. Er sei sechs Jahre in die Schule gegangen und danach zundchst Hilfsarbeiter im
Baugewerbe gewesen. Im Jahr 2008 sei er zur Armee gegangen, wo er insgesamt zwolIf Jahre tatig gewesen sei. Zu
seiner Familie in Afghanistan habe er regelmaRig Kontakt.

Zu seinem Fluchtgrund befragt fuhrte der BF im Wesentlichen aus, dass er zwdlf Jahre Soldat gewesen sei und gegen
die Taliban gekdmpft habe. Nun hatten die Taliban die Macht Gbernommen, hatten die Akten der Soldaten bekommen
und wlrden wissen, dass er in der Armee gedient habe. Der BF habe groRRe Angst, aufgrund seiner Tatigkeit fir die
Armee von den Taliban verfolgt bzw. getdtet zu werden.

1.4. Nach Durchfiihrung des Ermittlungsverfahrens wies das BFA mit Bescheid vom 16.11.2023 den Antrag des BF auf
internationalen Schutz vom 22.08.2022 hinsichtlich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten gemal § 3 Abs. 1
in Verbindung mit § 2 Abs. 1 Z 13 AsylG ab (Spruchpunkt I.), erkannte ihm gemal3 § 8 Abs. 1 in Verbindung mit§ 2 Abs. 1
Z 13 AsylG den Status eines subsidiar Schutzberechtigten zu (Spruchpunkt I.) und erteilte ihm in Spruchpunkt Ill. eine
befristete Aufenthaltsberechtigung gemaR § 8 Abs. 4 AsylG fur ,1" [ein] Jahr.1.4. Nach Durchfihrung des
Ermittlungsverfahrens wies das BFA mit Bescheid vom 16.11.2023 den Antrag des BF auf internationalen Schutz vom
22.08.2022 hinsichtlich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten gemaR Paragraph 3, Absatz eins, in
Verbindung mit Paragraph 2, Absatz eins, Ziffer 13, AsylG ab (Spruchpunkt rémisch eins.), erkannte ihm gemaR
Paragraph 8, Absatz eins, in Verbindung mit Paragraph 2, Absatz eins, Ziffer 13, AsylG den Status eines subsidiar
Schutzberechtigten zu (Spruchpunkt rémisch 11.) und erteilte ihm in Spruchpunkt rémisch Ill. eine befristete
Aufenthaltsberechtigung gemaR Paragraph 8, Absatz 4, AsylG fur 1" [ein] Jahr.

Begrindend fuhrte das BFA im Wesentlichen aus, dass das zentrale Fluchtvorbringen des BF, in Afghanistan aufgrund
seiner Tatigkeit fur die afghanische Armee einer Verfolgung durch die Taliban ausgesetzt zu sein, nicht glaubhaft sei.
Dem BF sei es nicht gelungen, eine schlissige, nachvollziehbare und konkrete Verfolgungssituation zu schildern. Auch
im Lichte der aktuellen Ereignisse in Afghanistan und der Machtibernahme durch die Taliban sei nicht davon
auszugehen, dass der BF aufgrund seiner geschilderten Tatigkeit im Falle der Rickkehr nach Afghanistan einer
Verfolgung durch die Taliban ausgesetzt sei.

1.5. Gegen Spruchpunkt I. dieses Bescheides erhob der BF mit Schreiben seiner Vertreterin vom 14.12.2023 fristgerecht
das Rechtsmittel der Beschwerde an das Bundesverwaltungsgericht (in der Folge BVwG) und flihrte im Wesentlichen
aus, dass ihm aufgrund seiner Tatigkeit als Berufssoldat bei der afghanischen Regierung sowie der zahlreichen
Kampfeinsatze zur Bekampfung der Taliban im Falle der Rickkehr nach Afghanistan Verfolgung durch die Taliban
drohe, da diese ihn als oppositionell wahrnehmen wirden. AuBerdem drohe dem BF im Falle der Rickkehr mit
mafgeblicher Wahrscheinlichkeit Verfolgung als ,verwestlicht” wahrgenommener Rickkehrer.1.5. Gegen Spruchpunkt
réomisch eins. dieses Bescheides erhob der BF mit Schreiben seiner Vertreterin vom 14.12.2023 fristgerecht das
Rechtsmittel der Beschwerde an das Bundesverwaltungsgericht (in der Folge BVwG) und fuhrte im Wesentlichen aus,
dass ihm aufgrund seiner Tatigkeit als Berufssoldat bei der afghanischen Regierung sowie der zahlreichen
Kampfeinsatze zur Bekampfung der Taliban im Falle der Rickkehr nach Afghanistan Verfolgung durch die Taliban
drohe, da diese ihn als oppositionell wahrnehmen wirden. AuRerdem drohe dem BF im Falle der Rickkehr mit
mafgeblicher Wahrscheinlichkeit Verfolgung als ,verwestlicht” wahrgenommener Ruckkehrer.

Beantragt wurde unter anderem, eine mundliche Verhandlung durchzufihren.

1.6. Das BVwWG fihrte am 15.04.2024 eine &ffentliche mindliche Verhandlung im Beisein eines Dolmetsch fiir die
Sprache Paschtu durch, zu der der BF in Begleitung seiner gewillkirten Vertreterin personlich erschien. Das BFA nahm
an der Verhandlung nicht teil. Der BF legte im Rahmen der Beschwerdeverhandlung weitere Belege bzw. Schriftstlicke,
namlich einen Aufenthaltstitel und ein Visum seines Bruders in den USA, ein Schreiben des Dorfvorstehers in Paschtu,
die ID-Karte eines seiner Brider sowie einen E-Mail-Verkehr zwischen seiner Vertretung und seinem Bruder in den
USA, vor.

Zum Fluchtgrund befragt gab der BF an, dass seinerzeit Uber den Imam ihrer Moschee den Soldaten sowie anderen
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Personen mitgeteilt worden sei, dass sie aufhdren sollten, fir die Regierung zu arbeiten. Sie hatten aber nicht
aufgehdrt, weil sie sicher gewesen seien, dass sie gegen die Taliban gewinnen wirden. Sie hatten zwolf Jahre bis zur
letzten Sekunde gegeneinander gekampft, 16 ihm bekannte Manner seien getdtet worden und dann hatten sie den
Befehl bekommen, nicht mehr schiellen zu durfen. Da der Befehl wiederholt ausgesprochen worden sei, sei er
gefllchtet.

Das erkennende Gericht brachte weitere Erkenntnisquellen zum Herkunftsstaat des BF in das Verfahren ein (aufgelistet
unter Punkt 2.).

Dem BFA wurde die Verhandlungsschrift samt Beilagen Ubermittelt. Es hat dazu keine Stellungnahme abgegeben.
2. Beweisaufnahme:

Zur Feststellung des fur die Entscheidung mal3geblichen Sachverhaltes wurde im Rahmen des Ermittlungsverfahrens
Beweis erhoben durch:

? Einsicht in den dem BVwG vorliegenden Verwaltungsakt des BFA, beinhaltend die Niederschriften der
Erstbefragung und der Einvernahme vor dem BFA, den angefochtenen Bescheid, die gegenstandliche Beschwerde
sowie die vorgelegten Schriftstiicke und Belege

? Einsicht in Dokumentationsquellen betreffend den Herkunftsstaat des BF im erstbehdrdlichen Verfahren (Auszug
aus der Landerinformation der Staatendokumentation des BFA, Aktenseiten 156 bis 254)

? Einvernahme des BF im Rahmen der ¢ffentlichen mindlichen Verhandlung vor dem BVwG am 15.04.2024 sowie
Einsicht in die vom BF im Rahmen der Verhandlung vorgelegten Schriftstlicke

? Einsicht in folgende in der offentlichen mindlichen Verhandlung vor dem BVwG zusatzlich in das Verfahren
eingebrachte Erkenntnisquellen zum Herkunftsstaat des BF:

o) Auszug aus der Landerinformation der Staatendokumentation des BFA betreffend die allgemeine Lage im
Herkunftsstaat sowie in Ost-Afghanistan

o) UNHCR-Leitlinien zum internationalen Schutzbedarf von Personen, die aus Afghanistan fliehen - Update | von
Februar 20230 UNHCR-Leitlinien zum internationalen Schutzbedarf von Personen, die aus Afghanistan fliehen -
Update rémisch eins von Februar 2023

3. Ermittlungsergebnis (Sachverhaltsfeststellungen):

Das BVwWG geht auf Grund des durchgefiihrten Ermittlungsverfahrens von folgendem fir die Entscheidung
malgeblichen, glaubhaft gemachten Sachverhalt aus:

3.1. Zur Person und den Lebensumstanden des BF:

3.1.1. Der BF fuhrt den Namen XXXX , geboren am XXXX ist afghanischer Staatsangehoriger, Angehdriger der
Volksgruppe der Paschtunen und sunnitischer Moslem. Die Muttersprache des BF ist Paschtu. Er ist verheiratet und
hat drei Kinder.3.1.1. Der BF fuhrt den Namen rémisch 40, geboren am rémisch 40 ist afghanischer Staatsangehoriger,
Angehoriger der Volksgruppe der Paschtunen und sunnitischer Moslem. Die Muttersprache des BF ist Paschtu. Er ist
verheiratet und hat drei Kinder.

Der BF ist im Dorf XXXX , Distrikt Shigal, Provinz Kunar, Afghanistan, geboren und aufgewachsen. Er besuchte sechs
Jahre die Schule und arbeitete in der Folge als Hilfsarbeiter im Baugewerbe. Im Jahr 2008 ging er zur afghanischen
Armee und diente in dieser zwdlf Jahre als Soldat. Er war jeweils funf Jahre in Kabul und Herat sowie zwei Jahre in
Helmand stationiert. Seine Eltern, drei seiner Brider, seine Schwester, seine Ehefrau und seine drei Kinder leben
weiterhin im Heimatdorf. Ein Bruder ist in den USA aufhaltig. Er steht in regelmaf3igem Kontakt zu seiner Familie in
Afghanistan.Der BF ist im Dorf rémisch 40, Distrikt Shigal, Provinz Kunar, Afghanistan, geboren und aufgewachsen. Er
besuchte sechs Jahre die Schule und arbeitete in der Folge als Hilfsarbeiter im Baugewerbe. Im Jahr 2008 ging er zur
afghanischen Armee und diente in dieser zwolf Jahre als Soldat. Er war jeweils finf Jahre in Kabul und Herat sowie zwei
Jahre in Helmand stationiert. Seine Eltern, drei seiner Briider, seine Schwester, seine Ehefrau und seine drei Kinder
leben weiterhin im Heimatdorf. Ein Bruder ist in den USA aufhaltig. Er steht in regelmaRigem Kontakt zu seiner Familie
in Afghanistan.



3.1.2. Der BF verliel3 seine Heimat aus angegebenen Grinden und reiste Uber Pakistan, den Iran, die Turkei und
mehrere europdische Linder bis nach Osterreich, wo er am 22.08.2022 den gegenstindlichen Antrag auf
internationalen Schutz stellte.

3.1.3. Der BF bemiiht sich um seine Integration in Osterreich und besucht derzeit einen Deutschkurs.
Der BF ist in Osterreich strafgerichtlich unbescholten.
3.2. Zu den Fluchtgrinden des BF:

3.2.1. Der BF hat glaubhaft gemacht, aufgrund seiner Tatigkeit als Soldat in der ehemaligen afghanischen Armee der
Gefahr der Verfolgung durch die Taliban ausgesetzt zu sein.

Wegen seiner genannten Tatigkeit hatte der BF bei einer Ruckkehr nach Afghanistan mit malgeblicher
Wahrscheinlichkeit eine individuell gegen ihn gerichtete Verfolgung durch die Taliban zu erwarten. Zudem ist davon
auszugehen, dass die vom BF vorgebrachte Bedrohung seit der Machtibernahme der Taliban in ganz Afghanistan
zusatzlich an Aktualitat und Intensitat zugenommen hat.

Aus den in das Verfahren eingebrachten Erkenntnisquellen zum Herkunftsstaat des BF geht hervor, dass die Taliban
bereits vor der Machtibernahme gezielte Totungen von wichtigen Regierungsvertretern, Menschenrechtsaktivisten
und Journalisten vorgenommen haben. Trotz mehrfacher Versicherungen der Taliban, von Vergeltungsmalinahmen
gegenlber Angehdrigen der ehemaligen Regierung und Sicherheitskraften abzusehen, solange diese sich ihnen nicht
widersetzten und die Autoritdt der Taliban akzeptierten, wurde nach der Machtibernahme der Taliban berichtet, dass
diese auf der Suche nach ehemaligen Mitarbeitern der afghanischen Regierung von Tir zu Tdr gingen und deren
Angehdrige bedrohten. Auch wird berichtet, dass es eine neue Strategie der Taliban sei, die Beteiligung an gezielten
Toétungen zu leugnen, wahrend sie ihren Kdmpfern im Geheimen derartige Tétungen befehlen. Es wurde von
Hinrichtungen von Zivilisten und Zivilistinnen sowie ehemaligen Angehorigen der afghanischen Sicherheitskrafte und
Personen, die vor Kurzem Anti-Taliban-Milizen beigetreten waren, berichtet. In vielen Stadten suchten die Taliban nach
ehemaligen Mitgliedern der Afghanischen Nationalen Sicherheitskrafte (ANDSF), Beamten der friiheren Regierung oder

deren Familienangehdrigen, bedrohten sie und nahmen sie manchmal fest oder richteten sie hin.
Eine innerstaatliche Fluchtalternative liegt somit im gegenstandlichen Fall nicht vor.

3.2.2. Es liegen keine Grunde vor, nach denen der BF von der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten

auszuschlief3en ist.
3.3. Zur Lage im Herkunftsstaat des BF:

3.3.1. Auszug aus der Landerinformation der Staatendokumentation des BFA zu Afghanistan (Stand 28.09.2023,

Schreibfehler teilweise korrigiert):
.[...] 3 Politische Lage
Letzte Anderung 2023-09-21

Die politischen Rahmenbedingungen in Afghanistan haben sich mit der Machtibernahme durch die Taliban im August
2021 grundlegend verandert (AA 26.06.2023). Die Taliban sind zu der ausgrenzenden, auf die Paschtunen
ausgerichteten, autokratischen Politik der Taliban-Regierung der spaten 1990er-Jahre zurtickgekehrt (UNSC
01.06.2023). Sie bezeichnen ihre Regierung als das ,Islamische Emirat Afghanistan” (USIP 17.08.2022; vgl. VOA
01.10.2021), den Titel des ersten Regimes, das sie in den 1990er-Jahren errichteten, und den sie wahrend ihres zwei
Jahrzehnte andauernden Aufstands auch fir sich selbst verwendeten. Das Emirat ist um einen obersten Fihrer, den
Emir, herum organisiert, von dem man glaubt, dass er von Gott mit der Autoritat ausgestattet ist, alle Angelegenheiten
des Staates und der Gesellschaft zu beaufsichtigen. Seit ihrer Machtibernahme hat die Gruppe jedoch nur vage
erklart, dass sie im Einklang mit dem ,islamischen Recht und den afghanischen Werten" regieren wird, und hat nur
selten die rechtlichen oder politischen Grundsatze dargelegt, die ihre Regeln und Verhaltensweisen bestimmen (USIP
17.08.2022). Die Verfassung von 2004 ist de facto ausgehebelt. Ankiindigungen Uber die Erarbeitung einer neuen
Verfassung sind bislang ohne sichtbare Folgen geblieben. Die Taliban haben begonnen, staatliche und institutionelle
Strukturen an ihre religidsen und politischen Vorstellungen anzupassen. Im September 2022 betonte der Justizminister
der Taliban, dass eine Verfassung fir Afghanistan nicht notwendig sei (AA 26.06.2023).Die politischen
Rahmenbedingungen in Afghanistan haben sich mit der Machtibernahme durch die Taliban im August 2021



grundlegend verandert (AA 26.06.2023). Die Taliban sind zu der ausgrenzenden, auf die Paschtunen ausgerichteten,
autokratischen Politik der Taliban-Regierung der spaten 1990er-Jahre zurlckgekehrt (UNSC 01.06.2023). Sie
bezeichnen ihre Regierung als das ,Islamische Emirat Afghanistan” (USIP 17.08.2022; vergleiche VOA 01.10.2021), den
Titel des ersten Regimes, das sie in den 1990er-Jahren errichteten, und den sie wahrend ihres zwei Jahrzehnte
andauernden Aufstands auch fur sich selbst verwendeten. Das Emirat ist um einen obersten Fiihrer, den Emir, herum
organisiert, von dem man glaubt, dass er von Gott mit der Autoritat ausgestattet ist, alle Angelegenheiten des Staates
und der Gesellschaft zu beaufsichtigen. Seit ihrer Machtibernahme hat die Gruppe jedoch nur vage erklart, dass sie im
Einklang mit dem ,islamischen Recht und den afghanischen Werten" regieren wird, und hat nur selten die rechtlichen
oder politischen Grundsatze dargelegt, die ihre Regeln und Verhaltensweisen bestimmen (USIP 17.08.2022). Die
Verfassung von 2004 ist de facto ausgehebelt. Anklindigungen Uber die Erarbeitung einer neuen Verfassung sind
bislang ohne sichtbare Folgen geblieben. Die Taliban haben begonnen, staatliche und institutionelle Strukturen an ihre
religisen und politischen Vorstellungen anzupassen. Im September 2022 betonte der Justizminister der Taliban, dass
eine Verfassung fUr Afghanistan nicht notwendig sei (AA 26.06.2023).

Nach ihrer Machtibernahme in Afghanistan Ubernahmen die Taliban auch schnell staatliche Institutionen (USIP
17.08.2022) und erklarten Haibatullah Akhundzada zu ihrem obersten Fuhrer (Afghan Bios 07.07.2022a; vgl. REU
07.09.2021a; VOA 19.08.2021). Er kiindigte an, dass alle Regierungsangelegenheiten und das Leben in Afghanistan den
Gesetzen der Scharia unterworfen werden (ORF 08.09.2021; vgl. DIP 04.01.2023). Haibatullah hat sich dem Druck von
auBen, seine Politik zu maRigen, widersetzt (UNSC 01.06.2023) und baut seinen Einfluss auf Regierungsentscheidungen
auf nationaler und subnationaler Ebene auch im Jahr 2023 weiter aus (UNGA 20.06.2023). Es gibt keine Anzeichen
dafir, dass andere in Kabul ansaRige Taliban-Fuhrer die Politik wesentlich beeinflussen kdnnen. Kurz- bis mittelfristig
bestehen kaum Aussichten auf eine Anderung (UNSC 01.06.2023). Innerhalb weniger Wochen kiindigten die Taliban
Jnterims”-Besetzungen fiir alle Ministerien bis auf ein einziges an, wobei die Organisationsstruktur der vorherigen
Regierung beibehalten wurde (USIP 17.08.2022) - das Ministerium fir Frauenangelegenheiten blieb unbesetzt und
wurde spater aufgeldst (USIP 17.08.2022; vgl. HRW 04.10.2021). Alle amtierenden Minister waren hochrangige Taliban-
FUhrer; es wurden keine externen politischen Personlichkeiten ernannt, die Uberwaltigende Mehrheit war
paschtunisch, und alle waren Manner. Seitdem haben die Taliban die interne Struktur verschiedener Ministerien
mehrfach gedndert und das Ministerium fur die Verbreitung der Tugend und die VerhUtung des Lasters wiederbelebt,
das in den 1990er-Jahren als strenge ,Sittenpolizei” berlchtigt war, die strenge Vorschriften fur das soziale Verhalten
durchsetzte (USIP 17.08.2022). Bezliglich der Verwaltung haben die Taliban Mitte August 2021 nach und nach die
Behorden und Ministerien Ubernommen. Sie riefen die bisherigen Beamten und Regierungsmitarbeiter dazu auf,
wieder in den Dienst zurlickzukehren, ein Aufruf, dem manche von ihnen auch folgten (ICG 24.08.2021; vgl. USDOS
12.04.2022a), wobei weibliche Angestellte aufgefordert wurden, zu Hause zu bleiben (BBC 19.09.2021; vgl. GD
20.09.2021). Die fur die Wahlen zustandigen Institutionen, sowie die Unabhangige Menschenrechtskommission, der
Nationale Sicherheitsrat und die Sekretariate der Parlamentskammern wurden abgeschafft (AA 26.06.2023).Nach ihrer
Machtibernahme in Afghanistan Gbernahmen die Taliban auch schnell staatliche Institutionen (USIP 17.08.2022) und
erklarten Haibatullah Akhundzada zu ihrem obersten Fihrer (Afghan Bios 07.07.2022a; vergleiche REU 07.09.2021a;
VOA 19.08.2021). Er kiindigte an, dass alle Regierungsangelegenheiten und das Leben in Afghanistan den Gesetzen der
Scharia unterworfen werden (ORF 08.09.2021; vergleiche DIP 04.01.2023). Haibatullah hat sich dem Druck von auf3en,
seine Politik zu maRigen, widersetzt (UNSC 01.06.2023) und baut seinen Einfluss auf Regierungsentscheidungen auf
nationaler und subnationaler Ebene auch im Jahr 2023 weiter aus (UNGA 20.06.2023). Es gibt keine Anzeichen daftr,
dass andere in Kabul ansaBige Taliban-Fuhrer die Politik wesentlich beeinflussen kénnen. Kurz- bis mittelfristig
bestehen kaum Aussichten auf eine Anderung (UNSC 01.06.2023). Innerhalb weniger Wochen kiindigten die Taliban
JInterims”-Besetzungen fir alle Ministerien bis auf ein einziges an, wobei die Organisationsstruktur der vorherigen
Regierung beibehalten wurde (USIP 17.08.2022) - das Ministerium flr Frauenangelegenheiten blieb unbesetzt und
wurde spater aufgeldst (USIP 17.08.2022; vergleiche HRW 04.10.2021). Alle amtierenden Minister waren hochrangige
Taliban-Flhrer; es wurden keine externen politischen Persénlichkeiten ernannt, die Uberwaltigende Mehrheit war
paschtunisch, und alle waren Manner. Seitdem haben die Taliban die interne Struktur verschiedener Ministerien
mehrfach geandert und das Ministerium fur die Verbreitung der Tugend und die Verhutung des Lasters wiederbelebt,
das in den 1990er-Jahren als strenge ,Sittenpolizei” berlchtigt war, die strenge Vorschriften fur das soziale Verhalten
durchsetzte (USIP 17.08.2022). Bezlglich der Verwaltung haben die Taliban Mitte August 2021 nach und nach die
Behorden und Ministerien Ubernommen. Sie riefen die bisherigen Beamten und Regierungsmitarbeiter dazu auf,



wieder in den Dienst zurtickzukehren, ein Aufruf, dem manche von ihnen auch folgten (ICG 24.08.2021; vergleiche
USDOS 12.04.2022a), wobei weibliche Angestellte aufgefordert wurden, zu Hause zu bleiben (BBC 19.09.2021;
vergleiche GD 20.09.2021). Die fur die Wahlen =zustandigen Institutionen, sowie die Unabhéangige
Menschenrechtskommission, der Nationale Sicherheitsrat und die Sekretariate der Parlamentskammern wurden
abgeschafft (AA 26.06.2023).

Der Ernennung einer aus 33 Mitgliedern bestehenden geschaftsfiihrenden Ubergangsregierung im September 2021
folgten zahlreiche Neuernennungen und Umbesetzungen auf nationaler, Provinz- und Distriktebene in den folgenden
Monaten, wobei Frauen weiterhin gar nicht und nicht-paschtunische Bevdlkerungsgruppen nur in geringem Umfang
berucksichtigt wurden (AA 20.06.2023) [...].

Die neue Regierung wird von Mohammad Hassan Akhund geflUhrt. Er ist Vorsitzender der Minister, eine Art
Premierminister. Akhund ist ein wenig bekanntes Mitglied des hdchsten Fihrungszirkels der Taliban, der sogenannten
Rahbari-Schura, besser bekannt als Quetta-Schura (NZZ 08.09.2021; vgl. REU 07.09.2021b, Afghan Bios
18.07.2023a).Die neue Regierung wird von Mohammad Hassan Akhund geflihrt. Er ist Vorsitzender der Minister, eine
Art Premierminister. Akhund ist ein wenig bekanntes Mitglied des hochsten FiUhrungszirkels der Taliban, der
sogenannten Rahbari-Schura, besser bekannt als Quetta-Schura (NZZ 08.09.2021; vergleiche REU 07.09.2021b, Afghan
Bios 18.07.2023a).

Stellvertretende vorlaufige Premierminister sind Abdul Ghani Baradar (A] 07.09.2021; vgl. REU 07.09.2021b, Afghan
Bios 16.02.2022) der die Taliban bei den Verhandlungen mit den Vereinigten Staaten in Doha vertrat und das
Abkommen mit ihnen am 29.02.2021 unterzeichnete (A) 07.09.2021; vgl. VOA 29.02.2020), und Abdul Salam Hanafi
(REU 07.09.2021b; vgl. Afghan Bios 07.07.2022b), der unter dem ersten Taliban-Regime Bildungsminister war (Afghan
Bios 07.07.2022b; vgl. UNSC o. D. a). Im Oktober 2021 wurde Maulvi Abdul Kabir zum dritten stellvertretenden
Premierminister ernannt (Afghan Bios 18.07.2023b; vgl. 8am 05.10.2021, UNGA 28.01.2022).Stellvertretende vorlaufige
Premierminister sind Abdul Ghani Baradar (AJ 07.09.2021; vergleiche REU 07.09.2021b, Afghan Bios 16.02.2022) der die
Taliban bei den Verhandlungen mit den Vereinigten Staaten in Doha vertrat und das Abkommen mit ihnen am
29.02.2021 unterzeichnete (AJ 07.09.2021; vergleiche VOA 29.02.2020), und Abdul Salam Hanafi (REU 07.09.2021b;
vergleiche Afghan Bios 07.07.2022b), der unter dem ersten Taliban-Regime Bildungsminister war (Afghan Bios
07.07.2022b; vergleiche UNSC o. D. a). Im Oktober 2021 wurde Maulvi Abdul Kabir zum dritten stellvertretenden
Premierminister ernannt (Afghan Bios 18.07.2023b; vergleiche 8am 05.10.2021, UNGA 28.01.2022).

Weitere Mitglieder der vorlaufigen Taliban-Regierung sind unter anderem Sirajuddin Hagqgani, der Leiter des Haqqani-
Netzwerkes (Afghan Bios 04.03.2023; vgl. JF 05.11.2021) als Innenminister (REU 07.09.2021b; vgl. Afghan Bios
04.03.2023) und Amir Khan Mattaqgi als AuBenminister (REU 07.09.2021b; vgl. Afghan Bios 01.03.2023) welcher die
Taliban bei den Verhandlungen mit den Vereinten Nationen vertrat und im ersten Taliban-Regime unter anderem den
Posten des Kulturministers innehatte (Afghan Bios 01.03.2023; vgl. UNSC o. D.b). Der Verteidigungsminister der
vorlaufigen Taliban-Regierung ist Mohammed Yaqoob (REU 07.09.2021b; vgl. Afghan Bios 04.05.2023), dem 2020 der
Posten des militarischen Leiters der Taliban verliehen wurde (Afghan Bios 04.05.2023; vgl. RFE/RL 29.08.2020). Auch
hohe Beamte auf subnationaler Ebene, darunter Provinzgouverneure, Polizeichefs, Abteilungsleiter, Blurgermeister
und Distriktgouverneure, wurden in weiterer Folge ernannt (UNGA 28.01.2022; vgl. 8am 05.10.2021).Weitere Mitglieder
der vorlaufigen Taliban-Regierung sind unter anderem Sirajuddin Haqqani, der Leiter des Haggani-Netzwerkes (Afghan
Bios 04.03.2023; vergleiche JF 05.11.2021) als Innenminister (REU 07.09.2021b; vergleiche Afghan Bios 04.03.2023) und
Amir Khan Mattaqgi als AuBenminister (REU 07.09.2021b; vergleiche Afghan Bios 01.03.2023) welcher die Taliban bei
den Verhandlungen mit den Vereinten Nationen vertrat und im ersten Taliban-Regime unter anderem den Posten des
Kulturministers innehatte (Afghan Bios 01.03.2023; vergleiche UNSC o. D.b). Der Verteidigungsminister der vorlaufigen
Taliban-Regierung ist Mohammed Yaqoob (REU 07.09.2021b; vergleiche Afghan Bios 04.05.2023), dem 2020 der Posten
des militarischen Leiters der Taliban verliehen wurde (Afghan Bios 04.05.2023; vergleiche RFE/RL 29.08.2020). Auch
hohe Beamte auf subnationaler Ebene, darunter Provinzgouverneure, Polizeichefs, Abteilungsleiter, Burgermeister
und Distriktgouverneure, wurden in weiterer Folge ernannt (UNGA 28.01.2022; vergleiche 8am 05.10.2021).

Nach ihrer Machtibernahme kindigten hochrangige Taliban-Fihrer eine weitreichende Generalamnestie an, die
Repressalien fir Handlungen vor der Machttibernahme durch die Taliban untersagte, auch gegen Beamte und andere
Personen, die mit der Regierung vor dem 15.08.2021 in Verbindung standen (USDOS 12.04.2022a; vgl. UNGA
28.01.2022). Es wird jedoch berichtet, dass diese Amnestie nicht konsequent eingehalten wurde, und es kam zu



willktrlichen Verhaftungen, gezielten Totungen und Angriffen auf ehemalige afghanische Regierungsmitarbeiter (ANI
20.07.2022; vgl. USDOS 20.03.2023, UNGA 28.01.2022).Nach ihrer Machtibernahme kindigten hochrangige Taliban-
FUhrer eine weitreichende Generalamnestie an, die Repressalien fur Handlungen vor der Machtibernahme durch die
Taliban untersagte, auch gegen Beamte und andere Personen, die mit der Regierung vor dem 15.08.2021 in
Verbindung standen (USDOS 12.04.2022a; vergleiche UNGA 28.01.2022). Es wird jedoch berichtet, dass diese Amnestie
nicht konsequent eingehalten wurde, und es kam zu willkurlichen Verhaftungen, gezielten Tétungen und Angriffen auf
ehemalige afghanische Regierungsmitarbeiter (ANI 20.07.2022; vergleiche USDOS 20.03.2023, UNGA 28.01.2022).

Sah es in den ersten sechs Monaten ihrer Herrschaft so aus, als ob das Kabinett unter dem Vorsitz des
Premierministers die Regierungspolitik bestimmen wirde, wurden die Minister in groBen und kleinen Fragen
zunehmend vom Emir, Haibatullah Akhundzada, Uberstimmt (USIP 17.08.2022). Diese Dynamik wurde am 23.03.2022
offentlich sichtbar, als der Emir in letzter Minute die lange versprochene Ruckkehr der Madchen in die Oberschule
kippte (USIP 17.08.2022; vgl. RFE/RL 24.03.2022, UNGA 15.06.2022), was Experten als ein Zeichen flr eine Spaltung der
Gruppe in Bezug auf die kunftige Ausrichtung der Herrschaft in Afghanistan bezeichnen (GD 06.07.2022). Seitdem sind
die Madchenbildung und andere umstrittene Themen ins Stocken geraten, da pragmatische Taliban-Fihrer dem Emir
nachgeben, der sich von ultrakonservativen Taliban-Klerikern beraten ldsst. Auslandische Diplomaten haben
begonnen, von ,duellierenden Machtzentren” zwischen den in Kabul und Kandahar ansaRigen Taliban zu sprechen
(USIP 17.08.2022), und es gibt auch Kritik innerhalb der Taliban, beispielsweise als im Mai 2022 ein hochrangiger
Taliban-Beamter als erster die Taliban-Fihrung offen flr ihre repressive Politik in Afghanistan kritisierte (RFE/RL
03.06.2022a). Doch der Emir und sein Kreis von Beratern und Vertrauten in Kandahar kontrollieren nicht jeden Aspekt
der Regierungsfuhrung. Mehrere Ad-hoc-Ausschiisse wurden ernannt, um die Politik zu untersuchen und einen
Konsens zu finden, wahrend andere Ausschiisse Prozesse wie die Verséhnung und die Rickkehr politischer
Persdnlichkeiten nach Afghanistan umsetzen. Viele politische MaBnahmen unterscheiden sich immer noch stark von
einer Provinz zur anderen des Landes. Die Taliban-Beamten haben sich, wie schon wahrend ihres Aufstands, als
flexibel erwiesen, je nach den Erwartungen der lokalen Gemeinschaften. Dartber hinaus werden viele Probleme nach
wie vor Uber personliche Beziehungen zu einflussreichen Taliban-Figuren geldst, unabhangig davon, ob deren offizielle
Position in der Regierung fur das Problem verantwortlich ist (USIP 17.08.2022).Sah es in den ersten sechs Monaten
ihrer Herrschaft so aus, als ob das Kabinett unter dem Vorsitz des Premierministers die Regierungspolitik bestimmen
wlrde, wurden die Minister in groBen und kleinen Fragen zunehmend vom Emir, Haibatullah Akhundzada, Gberstimmt
(USIP 17.08.2022). Diese Dynamik wurde am 23.03.2022 offentlich sichtbar, als der Emir in letzter Minute die lange
versprochene Ruckkehr der Madchen in die Oberschule kippte (USIP 17.08.2022; vergleiche RFE/RL 24.03.2022, UNGA
15.06.2022), was Experten als ein Zeichen fUr eine Spaltung der Gruppe in Bezug auf die kiinftige Ausrichtung der
Herrschaft in Afghanistan bezeichnen (GD 06.07.2022). Seitdem sind die Madchenbildung und andere umstrittene
Themen ins Stocken geraten, da pragmatische Taliban-Fihrer dem Emir nachgeben, der sich von ultrakonservativen
Taliban-Klerikern beraten lasst. Auslandische Diplomaten haben begonnen, von ,duellierenden Machtzentren”
zwischen den in Kabul und Kandahar ansaBigen Taliban zu sprechen (USIP 17.08.2022), und es gibt auch Kritik
innerhalb der Taliban, beispielsweise als im Mai 2022 ein hochrangiger Taliban-Beamter als erster die Taliban-Fihrung
offen fur ihre repressive Politik in Afghanistan kritisierte (RFE/RL 03.06.2022a). Doch der Emir und sein Kreis von
Beratern und Vertrauten in Kandahar kontrollieren nicht jeden Aspekt der Regierungsfihrung. Mehrere Ad-hoc-
Ausschisse wurden ernannt, um die Politik zu untersuchen und einen Konsens zu finden, wahrend andere
Ausschiisse Prozesse wie die Versdhnung und die Ruckkehr politischer Persdnlichkeiten nach Afghanistan umsetzen.
Viele politische MaBnahmen unterscheiden sich immer noch stark von einer Provinz zur anderen des Landes. Die
Taliban-Beamten haben sich, wie schon wahrend ihres Aufstands, als flexibel erwiesen, je nach den Erwartungen der
lokalen Gemeinschaften. DarlUber hinaus werden viele Probleme nach wie vor Uber personliche Beziehungen zu
einflussreichen Taliban-Figuren geldst, unabhangig davon, ob deren offizielle Position in der Regierung fur das Problem
verantwortlich ist (USIP 17.08.2022).

In seiner traditionellen jahrlichen Botschaft zum muslimischen Feiertag Eidal-Fitr sagte Haibatullah Akhundzada, sein
Land winsche sich positive Beziehungen zu seinen Nachbarn, den islamischen Landern und der Welt, doch durfe sich
kein Land in deren innere Angelegenheiten einmischen. Er vermied es, direkt auf das Bildungsverbot von Madchen
und die Beschaftigungseinschrankungen von Frauen einzugehen, sagte jedoch, dass die Taliban-Regierung
bedeutende Reformen in den Bereichen Kultur, Bildung, Wirtschaft, Medien und anderen Bereichen eingeleitet habe,
und ,die schlechten intellektuellen und moralischen Auswirkungen der 20-jahrigen Besatzung” seien dabei, zu Ende zu



gehen(AnA 18.04.2023; vgl. BAMF 30.06.2023).In seiner traditionellen jéhrlichen Botschaft zum muslimischen Feiertag
Eidal-Fitr sagte Haibatullah Akhundzada, sein Land winsche sich positive Beziehungen zu seinen Nachbarn, den
islamischen Landern und der Welt, doch durfe sich kein Land in deren innere Angelegenheiten einmischen. Er vermied
es, direkt auf das Bildungsverbot von Madchen und die Beschaftigungseinschrankungen von Frauen einzugehen, sagte
jedoch, dass die Taliban-Regierung bedeutende Reformen in den Bereichen Kultur, Bildung, Wirtschaft, Medien und
anderen Bereichen eingeleitet habe, und ,die schlechten intellektuellen und moralischen Auswirkungen der 20-
jahrigen Besatzung” seien dabei, zu Ende zu gehen(AnA 18.04.2023; vergleiche BAMF 30.06.2023).

Anfang Juni 2023 wurde berichtet, dass es Anzeichen dafir gibt, dass die Taliban die Stadt Kandahar zu ihrem
Stutzpunkt machen wurden. Dies wird als ein Zeichen fur den schwindenden Einfluss der gemaligteren Taliban-
Mitglieder in der Hauptstadt Kabul gesehen, wahrend das Regime seine repressive Politik weiter verscharft. In den
letzten Monaten haben Vertreter des Regimes Delegationen aus Japan und Katar nach Kandahar eingeladen, anstatt
sich mit anderen Beamten in Kabul zu treffen. Der oberste Sprecher der Taliban, Zabihullah Mudschahid, und ein
zweiter Informationsbeauftragter aus Nordafghanistan, Inamullah Samangani, wurden von ihren Buros in Kabul nach
Kandahar verlegt (WP 05.06.2023; vgl. BAMF 30.06.2023).Anfang Juni 2023 wurde berichtet, dass es Anzeichen dafur
gibt, dass die Taliban die Stadt Kandahar zu ihrem Stutzpunkt machen wirden. Dies wird als ein Zeichen fir den
schwindenden Einfluss der gemaRigteren Taliban-Mitglieder in der Hauptstadt Kabul gesehen, wahrend das Regime
seine repressive Politik weiter verscharft. In den letzten Monaten haben Vertreter des Regimes Delegationen aus Japan
und Katar nach Kandahar eingeladen, anstatt sich mit anderen Beamten in Kabul zu treffen. Der oberste Sprecher der
Taliban, Zabihullah Mudschahid, und ein zweiter Informationsbeauftragter aus Nordafghanistan, Inamullah
Samangani, wurden von ihren Buros in Kabul nach Kandahar verlegt (WP 05.06.2023; vergleiche BAMF 30.06.2023).

Bisher hat noch kein Land die Regierung der Taliban anerkannt (TN 30.10.2022; vgl. REU 15.06.2023), dennoch sind
Vertreter aus Indien, China, Usbekistan, der Europaischen Union, Russland und den Vereinigten Arabischen Emiraten
in Kabul prasent (TN 30.10.2022). Im Marz 2023 gab der Taliban-Sprecher Zabihullah Mujahid bekannt, dass
Diplomaten in mehr als 14 Lander, unter anderem lIran, Turkei, Pakistan, Russland, China und Kazakhstan, entsandt
wurden, um die diplomatischen Vertretungen im Ausland zu Ubernehmen (PBS 25.03.2023; vgl. Ol 25.03.20232).Bisher
hat noch kein Land die Regierung der Taliban anerkannt (TN 30.10.2022; vergleiche REU 15.06.2023), dennoch sind
Vertreter aus Indien, China, Usbekistan, der Europaischen Union, Russland und den Vereinigten Arabischen Emiraten
in Kabul prasent (TN 30.10.2022). Im Marz 2023 gab der Taliban-Sprecher Zabihullah Mujahid bekannt, dass
Diplomaten in mehr als 14 Lander, unter anderem lIran, Turkei, Pakistan, Russland, China und Kazakhstan, entsandt
wurden, um die diplomatischen Vertretungen im Ausland zu Ubernehmen (PBS 25.03.2023; vergleiche Ol 25.03.20232).

Im Mai 2023 traf sich der AuBenminister der Taliban, Khan Muttagi, mit seinen Amtskollegen aus Pakistan und China in
Islamabad. Im Mittelpunkt des Treffens stand die Einbeziehung Afghanistans in den chinesisch-pakistanischen
Wirtschaftskorridor (OPEC) sowie die Situation von Frauen in Afghanistan (AnA 05.05.2023; vgl. VOA 06.05.2023). [...] Im
Mai 2023 traf sich der AuBenminister der Taliban, Khan Muttaqi, mit seinen Amtskollegen aus Pakistan und China in
Islamabad. Im Mittelpunkt des Treffens stand die Einbeziehung Afghanistans in den chinesisch-pakistanischen
Wirtschaftskorridor (OPEC) sowie die Situation von Frauen in Afghanistan (AnA 05.05.2023; vergleiche VOA 06.05.2023).
[...]

4 Sicherheitslage
Letzte Anderung 2023-09-15

Seit der Machtibernahme der Taliban in Kabul am 15.08.2021 ist das allgemeine AusmaR des Konfliktes
zurlickgegangen (UNGA 28.01.2022, vgl. UNAMA 27.06.2023). Nach Angaben der Vereinten Nationen gab es
beispielsweise weniger konfliktbedingte Sicherheitsvorfalle wie bewaffnete ZusammenstoRe, Luftangriffe und
improvisierte Sprengsatze (IEDs) (UNGA 28.01.2022) sowie eine geringere Zahl von Opfern unter der Zivilbevolkerung
(UNAMA 27.06.2023; vgl. UNAMA 7.2022). Die Hilfsmission der Vereinten Nationen in Afghanistan (UNAMA) hat jedoch
weiterhin ein erhebliches Ausmal an zivilen Opfern durch vorsatzliche Angriffe mit improvisierten Sprengsatzen (IEDs)
dokumentiert (UNAMA 27.06.2023).Seit der Machtibernahme der Taliban in Kabul am 15.08.2021 ist das allgemeine
Ausmall des Konfliktes zuriickgegangen (UNGA 28.01.2022, vergleiche UNAMA 27.06.2023). Nach Angaben der
Vereinten Nationen gab es beispielsweise weniger konfliktbedingte Sicherheitsvorfille wie bewaffnete
ZusammenstoRe, Luftangriffe und improvisierte Sprengsatze (IEDs) (UNGA 28.01.2022) sowie eine geringere Zahl von



Opfern unter der Zivilbevélkerung (UNAMA 27.06.2023; vergleiche UNAMA 7.2022). Die Hilfsmission der Vereinten
Nationen in Afghanistan (UNAMA) hat jedoch weiterhin ein erhebliches AusmaR an zivilen Opfern durch vorsatzliche
Angriffe mit improvisierten Sprengsatzen (IEDs) dokumentiert (UNAMA 27.06.2023).

UNAMA registrierte zwischen dem 15.08.2021 und dem 30.05.2023 mindestens 3.774 zivile Opfer, davon 1.095 Tote
(UNAMA 27.06.2023; vgl. AA 26.06.2023). Im Vergleich waren es in den ersten sechs Monaten nach der
Machtibernahme der Taliban 1.153 zivile Opfer, davon 397 Tote, wahrend es in der ersten Jahreshalfte 2021 (also vor
der Machtlibernahme der Taliban) 5.183 zivile Opfer, davon 1.659 Tote, gab. In der Mehrzahl handelte es sich um
Anschldge durch Selbstmordattentater und IEDs. Bei Anschlagen auf religidse Statten wurden 1.218 Opfer, inkl. Frauen
und Kinder, verletzt oder getdtet. 345 Opfer wurden unter den mehrheitlich schiitischen Hazara gefordert. Bei
Angriffen auf die Taliban wurden 426 zivile Opfer registriert (AA 26.06.2023).UNAMA registrierte zwischen dem
15.08.2021 und dem 30.05.2023 mindestens 3.774 zivile Opfer, davon 1.095 Tote (UNAMA 27.06.2023; vergleiche AA
26.06.2023). Im Vergleich waren es in den ersten sechs Monaten nach der Machtibernahme der Taliban 1.153 zivile
Opfer, davon 397 Tote, wahrend es in der ersten Jahreshalfte 2021 (also vor der Machtiibernahme der Taliban) 5.183
zivile Opfer, davon 1.659 Tote, gab. In der Mehrzahl handelte es sich um Anschlage durch Selbstmordattentater und
IEDs. Bei Anschlagen auf religiose Statten wurden 1.218 Opfer, inkl. Frauen und Kinder, verletzt oder getotet. 345
Opfer wurden unter den mehrheitlich schiitischen Hazara gefordert. Bei Angriffen auf die Taliban wurden 426 zivile
Opfer registriert (AA 26.06.2023).

Nach Angaben der Vereinten Nationen entwickelten sich die sicherheitsrelevanten Vorfalle seit der Machtiibernahme
der Taliban folgend:

. 19.08.2021 - 31.12.2021: 985 sicherheitsrelevante Vorfalle (Rlckgang von 91% gegenlber dem Vorjahr) (UNGA
28.1.2022)

. 01.01.2022 - 21.05.2022: 2.105 sicherheitsrelevante Vorfalle (Riickgang von 467% gegeniber dem Vorjahr) (UNGA
15.6.2022)

. 22.05.2022 - 16.08.2022: 1.642 sicherheitsrelevante Vorfélle (Rickgang von 77,5% gegentber dem Vorjahr) (UNGA
14.9.2022)

. 17.08.2022 - 13.11.2022: 1,587 sicherheitsrelevante Vorfalle (Anstieg von 23% gegeniiber dem Vorjahr) (UNGA
7.12.2022)
. 14.11.2022 - 31.01.2023: 1,088 sicherheitsrelevante Vorfalle (Anstieg von 10% gegeniiber dem Vorjahr) (UNGA
27.2.2023)

. 01.02.2023 - 20.05.2023: 1.650 sicherheitsrelevante Vorfalle (Rickgang von 1% gegeniber dem Vorjahr) (UNGA
20.06.2023)

Ende 2022 und in der ersten Halfte des Jahres 2023 nehmen die ZusammenstdRe zwischen bewaffneten
Gruppierungen und den Taliban weiter ab (UNGA 27.02.2023; vgl. UNGA 20.06.2023). Die Nationale Widerstandsfront,
die Afghanische Freiheitsfront und die Bewegung zur Befreiung Afghanistans (ehemals Afghanische Befreiungsfront)
bekannten sich zu Anschlagen in den Provinzen Helmand, Kabul, Kandahar, Kapisa, Nangarhar, Nuristan und Panjsher
(UNGA 27.02.2023). Die dem Taliban-Verteidigungsministerium unterstehenden Sicherheitskrafte fihrten weiterhin
Operationen gegen Oppositionskampfer durch, darunter am 11.04.2023 eine Operation gegen die Afghanische
Freiheitsfront im Bezirk Salang in der Provinz Parwan, bei der Berichten zufolge acht Oppositionskampfer getotet
wurden (UNGA 20.06.2023).Ende 2022 und in der ersten Halfte des Jahres 2023 nehmen die ZusammenstoRe zwischen
bewaffneten Gruppierungen und den Taliban weiter ab (UNGA 27.02.2023; vergleiche UNGA 20.06.2023). Die
Nationale Widerstandsfront, die Afghanische Freiheitsfront und die Bewegung zur Befreiung Afghanistans (ehemals
Afghanische Befreiungsfront) bekannten sich zu Anschlagen in den Provinzen Helmand, Kabul, Kandahar, Kapisa,
Nangarhar, Nuristan und Panjsher (UNGA 27.02.2023). Die dem Taliban-Verteidigungsministerium unterstehenden
Sicherheitskrafte fuhrten weiterhin Operationen gegen Oppositionskampfer durch, darunter am 11.04.2023 eine
Operation gegen die Afghanische Freiheitsfront im Bezirk Salang in der Provinz Parwan, bei der Berichten zufolge acht
Oppositionskampfer getotet wurden (UNGA 20.06.2023).

Die Vereinten Nationen berichten, dass Afghanistan nach wie vor ein Ort von globaler Bedeutung fir den Terrorismus
ist, da etwa 20 terroristische Gruppen in dem Land operieren. Es wird vermutet, dass das Ziel dieser Terrorgruppen



darin besteht, ihren jeweiligen Einfluss in der Region zu verbreiten und theokratische Quasi-Staatsgebilde zu errichten
(UNSC 25.07.2023). Die Grenzen zwischen Mitgliedern von Al-Qaida und mit ihr verbundenen Gruppen,
einschlieBlichTTP (Tehreek-e Taliban Pakistan), und ISKP (Islamic State Khorasan Province) sind zuweilen flie3end,
wobei sich Einzelpersonen manchmal mit mehr als einer Gruppe identifizieren und die Tendenz besteht, sich der
dominierenden oder aufsteigenden Macht zuzuwenden (UNSC 25.07.2023).

Hatten sich die Aktivitaten des ISKP nach der Machtlibernahme der Taliban zundchst verstarkt (UNGA 28.01.2022; vgl.
UNGA 15.06.2022, UNGA 14.09.2022, UNGA 07.12.2022) so nahmen die im Lauf des Jahres 2022 (UNGA 07.12.2022; vgl.
UNGA 27.02.2023) und in der ersten Halfte des Jahres 2023 wieder ab (UNGA 20.06.2023). Die Gruppe verUbte
weiterhin Anschlage auf die Zivilbevdlkerung, insbesondere auf die schiitischen Hazara (HRW 12.01.2023). Die Taliban-
Sicherheitskrafte fuhrten weiterhin Operationen zur Bekdmpfung des ISKP durch, unter anderem in den Provinzen
Kabul, Herat, Balkh, Faryab, Jawzjan, Nimroz, Parwan, Kunduz und Takhar (UNGA 20.06.2023).Hatten sich die
Aktivitaten des ISKP nach der Machtiibernahme der Taliban zunachst verstarkt (UNGA 28.01.2022; vergleiche UNGA
15.06.2022, UNGA 14.09.2022, UNGA 07.12.2022) so nahmen die im Lauf des Jahres 2022 (UNGA 07.12.2022; vergleiche
UNGA 27.02.2023) und in der ersten Halfte des Jahres 2023 wieder ab (UNGA 20.06.2023). Die Gruppe verilbte
weiterhin Anschlage auf die Zivilbevélkerung, insbesondere auf die schiitischen Hazara (HRW 12.01.2023). Die Taliban-
Sicherheitskrafte fuhrten weiterhin Operationen zur Bekdmpfung des ISKP durch, unter anderem in den Provinzen
Kabul, Herat, Balkh, Faryab, Jawzjan, Nimroz, Parwan, Kunduz und Takhar (UNGA 20.06.2023).

Im Zuge einer im Auftrag der Staatendokumentation von ATR Consulting im November 2021 in Kabul, Herat und
Mazar-e Sharif durchgeflhrten Studie gaben 68,3% der Befragten an, sich in ihrer Nachbarschaft sicher zu fuhlen. Es
wird jedoch darauf hingewiesen, dass diese Ergebnisse nicht auf die gesamte Region oder das ganze Land
hochgerechnet werden kénnen. Die Befragten wurden gefragt, wie sicher sie sich in ihrer Nachbarschaft fiihlen, was
sich davon unterscheidet, ob sie sich unter dem Taliban-Regime sicher fiihlen oder ob sie die Taliban als
Sicherheitsgaranten betrachten, oder ob sie sich in anderen Teilen ihrer Stadt oder anderswo im Land sicher fuhlen
wulrden. Das Sicherheitsgefuhl ist auch davon abhangig, in welchem Ausmal? die Befragten ihre Nachbarn kennen und
wie vertraut sie mit ihrer Nachbarschaft sind, und nicht darauf, wie sehr sie sich in Sachen Sicherheit auf externe
Akteure verlassen. Nicht erfasst wurde in der Studie, inwieweit bei den Befragten Sicherheitsangste oder Bedenken in
Hinblick auf die Taliban oder Gruppen wie den ISKP vorliegen. In Bezug auf StralRenkriminalitdt und Gewalt gaben
79,7% bzw. 70,7% der Befragten an, zwischen September und Oktober 2021 keiner Gewalt ausgesetzt gewesen zu sein.
An dieser Stelle ist zu beachten, dass die Ergebnisse nicht erfassen, welche MaBnahmen der Risikominderung von den
Befragten durchgefihrt werden, wie z. B.: die Verringerung der Zeit, die sie aul3erhalb ihres Hauses verbringen, die
Anderung ihres Verhaltens, einschlieRlich ihres Kaufverhaltens, um weniger Aufmerksamkeit auf sich zu lenken, sowie
die Einschrankung der Bewegung von Frauen und Madchen im Freien (ATR/STDOK 18.01.2022).

Im Dezember 2022 wurde von ATR Consulting erneut eine Studie im Auftrag der Staatendokumentation durchgefiihrt.
Diesmal ausschlieRlich in Kabul. Hier variiert das Sicherheitsempfinden der Befragten, was laut den Autoren der Studie
daran liegt, dass sich Ansichten der weiblichen und mannlichen Befragten deutlich unterscheiden. Insgesamt gaben
die meisten Befragten an, sich in ihrer Nachbarschaft sicher zu fihlen, wobei die relativ positive Wahrnehmung der
Sicherheit und die Antworten der Befragten, nach Meinung der Autoren, daran liegt, dass es vielen Befragten aus Angst
vor den Taliban unangenehm war, tber Sicherheitsfragen zu sprechen. Sie weisen auch darauf hin, dass die Sicherheit
in der Nachbarschaft ein schlechtes MaR fir das Sicherheitsempfinden der Menschen und ihre Gedanken Uber das
Leben unter dem Taliban-Regime ist (ATR/STDOK 03.02.2023). [...]

4.1 Verfolgungspraxis der Taliban, neue technische Moglichkeiten
Letzte Anderung 2023-03-21

Trotz mehrfacher Versicherungen der Taliban, von VergeltungsmalRnahmen gegeniber Angehdrigen der ehemaligen
Regierung und Sicherheitskraften abzusehen (AA 20.07.2022; vgl. USDOS 12.04.2022a), wurde nach der
Machtibernahme der Taliban berichtet, dass diese auf der Suche nach ehemaligen Mitarbeitern der internationalen
Streitkrafte oder der afghanischen Regierung von Tur zu Tur gingen und deren Angehdrige bedrohten. Ein Mitglied
einer Rechercheorganisation, welche einen (nicht 6ffentlich zuganglichen) Bericht zu diesem Thema fur die Vereinten
Nationen verfasste, sprach von einer ,schwarzen Liste” der Taliban und groRe



Quelle: Bundesverwaltungsgericht BVwg, https://www.bvwg.gv.at
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